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Der VKU ist mit einer Veröffentlichung seiner Stellungnahme (im Internet) einschließlich der personenbezogenen  

Daten einverstanden.  

Der Verband kommunaler Unternehmen e. V. (VKU) vertritt 1.592 Stadtwerke und kommunalwirtschaftliche 

Unternehmen in den Bereichen Energie, Wasser/Abwasser, Abfallwirtschaft sowie Telekommunikation. Mit rund 

309.000 Beschäftigten wurden 2022 Umsatzerlöse von 194 Milliarden Euro erwirtschaftet und mehr als 17 

Milliarden Euro investiert. 

 

In Nordrhein-Westfalen sind 334 kommunale Unternehmen im VKU organisiert. Die VKU-Mitgliedsunternehmen 

in Nordrhein-Westfalen leisten jährlich Investitionen in Höhe von rund 4 Milliarden Euro, erwirtschaften einen 

Umsatz von über 70 Milliarden Euro und sind wichtiger Arbeitgeber für über 74.000 Beschäftigte. 

 

Interessenvertretung: 

Der VKU ist registrierter Interessenvertreter und wird im Lobbyregister des Bundes unter der Registernummer: 

R000098 geführt. Der VKU betreibt Interessenvertretung auf der Grundlage des „Verhaltenskodex für 

Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter im Rahmen des Lobbyregistergesetzes“. 
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Vorbemerkung 

 

Die Landesgruppe Nordrhein-Westfalen des Verbandes kommunaler Unternehmen e. V. 

(VKU NRW) bedankt sich für die Möglichkeit, zum Antrag der Fraktion der AfD 

(Drucksache 18/12783) Stellung zu nehmen. Der Antrag fordert einen generellen Stopp 

des Ausbaus von Windenergieanlagen (WEA) in Nordrhein-Westfalen und begründet dies 

mit vermeintlichen Gefahren für Natur, Artenvielfalt, Mikroklima und Wasserressourcen. 

 

Die VKU-Landesgruppe NRW vertritt 334 kommunale Unternehmen, darunter zahlreiche 

Stadtwerke, die sich für eine sichere, bezahlbare und klimaneutrale Energieversorgung 

engagieren. Der Ausbau der Windenergie ist für diese Unternehmen ein zentraler 

Bestandteil der Energiewende. Gleichzeitig ist es für die kommunale Energiewirtschaft 

selbstverständlich, Umwelt- und Naturschutzbelange ernst zu nehmen und in Planungs- 

und Genehmigungsprozesse zu integrieren. 

 

Der Antrag verkennt die tatsächlichen Zusammenhänge und ignoriert geltende 

gesetzliche Regelungen, technische Standards und etablierte Planungsinstrumente. Die 

Landesgruppe NRW lehnt den Antrag daher in seiner Pauschalität ab, spricht sich jedoch 

für eine differenzierte Betrachtung einzelner Aspekte aus – insbesondere im Hinblick auf 

die Ressource Wasser. 

 

Stellungnahme 

I. Bedeutung der Windenergie für die Energiewende 

 

Windenergie an Land ist mit einem Anteil von rund 26 % an der bundesweiten 

Stromerzeugung (Stand: 2024) ein tragender Pfeiler der Energiewende. In Nordrhein-

Westfalen sind derzeit rund 8 GW Windenergieleistung installiert, bis 2045 wird eine 

installierte Leistung von 18–23 GW angestrebt. Kommunale Unternehmen leisten hierzu 

einen wesentlichen Beitrag – durch Investitionen, Projektentwicklung, Netzintegration 

und Bürgerbeteiligung. 

 

Ein pauschaler Ausbaustopp würde die Erreichung der Ausbau- und Klimaziele verhindern, 

Investitionen in Milliardenhöhe entwerten, Arbeitsplätze gefährden und die 

Versorgungssicherheit schwächen. Die Windenergie ist zudem ein Standortfaktor für die 

NRW-Industrie, die zunehmend auf erneuerbare Stromquellen angewiesen ist. 
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II. Bewertung der Argumente des Antrags 

 

1. Mikroplastik durch Rotorabrieb 

 

Die Behauptung, Windenergieanlagen setzten erhebliche Mengen Mikroplastik frei, ist 

irreführend. Betroffen ist ausschließlich die äußerste Schutzschicht der Rotorblätter (z. B. 

Polyurethan- oder Epoxidharz-Lacke), die nach Aushärtung keine 

gesundheitsgefährdenden Eigenschaften aufweist. 

 

Der geschätzte Materialverlust liegt bei lediglich 2,1–3,4 kg pro Anlage und Jahr – deutlich 

weniger als der Abrieb von Fahrzeugreifen oder Straßenbelägen. Selbst bei hohen 

Annahmen von 1.395 t jährlich für alle Anlagen in Deutschland bleibt der Anteil im 

Vergleich zu anderen Quellen wie Reifenabrieb (über 100.000 t/a) oder Lacken (ca. 

4.000 t/a) marginal. Zudem handelt es sich überwiegend um größere Partikel, die sich in 

unmittelbarer Nähe der Anlage ablagern und nicht als Feinstaub gelten. Eine relevante 

Gesundheits- oder Umweltbelastung besteht nicht. 

 

2. Artenschutz und Kollisionen mit Vögeln und Fledermäusen 

 

Windenergieanlagen werden nicht „irgendwo“ errichtet: Planung, Genehmigung und 

Betrieb unterliegen klaren gesetzlichen Vorgaben sowie Verwaltungsvorschriften und 

Empfehlungen der Länder. In NRW hat das Umweltministerium im Kontext sogenannter 

Beschleunigungsgebiete für die Regionalplanung ein landesweit einheitliches Prüfschema 

entwickelt. Dieses basiert auf langjähriger Erfahrung und einer umfassenden Datenbasis 

und ermöglicht eine fundierte Bewertung artenschutzrechtlicher Aspekte. Damit wird 

gewährleistet, dass Windenergieanlagen nur an Standorten errichtet werden, die mit dem 

Artenschutz vereinbar sind. 

 

Für sensible Arten wie den Rotmilan oder den Abendsegler werden gezielt 

Schutzmaßnahmen abgeleitet und in die Planung integriert. Zur Vermeidung von 

Kollisionen setzen Betreiber – darunter auch kommunale Unternehmen – technische 

Lösungen wie Abschaltalgorithmen ein, die den Betrieb der Anlagen bei hoher 

Fledermausaktivität automatisch unterbrechen. 

 

Wissenschaftliche Studien bewerten die Auswirkungen von Windenergieanlagen auf 

Vogelbestände als gering. Hauptursachen für den Rückgang der Artenvielfalt liegen 

vielmehr in der intensiven Landwirtschaft, dem Einsatz von Pestiziden und dem Verlust 

naturnaher Lebensräume. 

 

3. Einfluss auf Mikroklima und Wolkenbildung 

 

Die Behauptung, Windenergieanlagen hätten einen negativen Einfluss auf das 

Mikroklima, ist wissenschaftlich nicht belegt. Tagsüber findet keine relevante Erwärmung 

statt, da die Sonneneinstrahlung alle Luftschichten in den betroffenen Höhen 

gleichermaßen erwärmt. Nachts kann es durch die Rotorbewegung zu einer leichten 

Durchmischung der Luft kommen, was in Einzelfällen minimale Temperaturanstiege in 
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Bodennähe verursacht. Dieser Effekt ist so gering, dass er mikroklimatisch unbedeutend 

ist. 

 

Im Vergleich zu anderen menschlichen Eingriffen, wie etwa versiegelten Flächen (Straßen, 

Parkplätze), ist die Wirkung von WEA auf das Mikroklima verschwindend gering. 

Asphaltflächen speichern tagsüber erhebliche Wärmemengen und geben diese nachts 

wieder ab, während WEA lediglich eine schwache Luftdurchmischung bewirken. 

 

4. Beeinträchtigung des Grundwassers 

 

Die im Antrag aufgestellte Behauptung, Windenergieanlagen gefährdeten die 

Grundwasserneubildung, ist fachlich nicht haltbar. Wissenschaftliche Untersuchungen 

zeigen, dass der Einfluss von Windenergieanlagen auf den Grundwasserhaushalt 

vernachlässigbar ist. 

 

Die Fundamente versiegeln lediglich eine sehr geringe Fläche im Verhältnis zur 

umgebenden unversiegelten Fläche. Niederschlagswasser kann daher weiterhin nahezu 

ungehindert versickern. In stärker versiegelten Regionen sind zudem 

Ausgleichsmaßnahmen wie Versickerungsflächen vorgeschrieben.  

 

Während der Bauphase kann in Einzelfällen eine temporäre Grundwasserabsenkung 

erforderlich sein, etwa zur Errichtung der Fundamente. Diese Maßnahmen unterliegen 

wasserrechtlichen Genehmigungen und werden behördlich überwacht. 

 

Betonfundamente von Windenergieanlagen enthalten Zement und Zusatzstoffe, die 

potenziell Spurenelemente wie Chrom, Vanadium, Blei oder Kupfer freisetzen können. 

Diese gelten insbesondere in der Frischbetonphase als grundwassergefährdend. Bei 

Einhaltung der einschlägigen DIN-Normen und Verwendung zugelassener Materialien ist 

die Umweltverträglichkeit jedoch in der Regel gewährleistet. Die Auslaugung von 

Schadstoffen ist gering und wird durch Maßnahmen wie Abdichtung oder die Auswahl 

geeigneter Zuschlagsstoffe zusätzlich reduziert. 

 

Betriebsstoffe wie Getriebeöle, Hydraulikflüssigkeiten, Kühlmittel oder Löschmittel in 

stationären Brandschutzsystemen sind wassergefährdend und können bei Leckagen eine 

Gefahr darstellen. Um dies zu verhindern, bestehen hohe wasserrechtliche 

Anforderungen, die im Genehmigungsverfahren geprüft und überwacht werden. Hierzu 

zählen verpflichtende Maßnahmen wie Auffangwannen sowie ergänzende, teils freiwillig 

ergriffene Vorkehrungen wie automatische Leckwarnsysteme oder der Einsatz biologisch 

abbaubarer Öle. In Wasserschutzgebieten gelten besonders strenge Auflagen; nicht in 

jeder Schutzzone ist die Errichtung einer Windenergieanlage zulässig. 

 

Durch diese Schutzmaßnahmen stellen Windenergieanlagen weder für die 

Grundwasserneubildung noch für die Grundwasserqualität eine besondere Gefahr dar. 
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5. Rückbau bestehender Anlagen 

 

Die pauschale Forderung nach dem Rückbau bestehender Windenergieanlagen ist 

energiepolitisch kontraproduktiv und wirtschaftlich nicht zu rechtfertigen. Windenergie 

ist ein zentraler Bestandteil der klimafreundlichen Stromversorgung und spielt eine 

Schlüsselrolle für die Dekarbonisierung der Industrie sowie für die Erreichung der 

Klimaneutralität bis 2045. 

 

Ein Rückbau würde die Versorgungssicherheit gefährden und bestehende Investitionen 

kommunaler und privater Betreiber entwerten. Dies wäre ein willkürlicher Eingriff in 

rechtskonforme, langfristig geplante Infrastrukturprojekte und würde das Vertrauen in 

die energiepolitischen Rahmenbedingungen untergraben. 

 

Zudem besteht bereits eine gesetzlich geregelte Rückbaupflicht am Ende der technischen 

Lebensdauer (§ 35 Abs. 5 BauGB). Eine darüber hinausgehende Rückbauforderung ist 

daher unbegründet und rechtlich fragwürdig. 

 

6. Materialverbrauch und Metallanteil 

 

Die AfD kritisiert den Materialeinsatz von Windenergieanlagen. Diese Kritik greift zu kurz, 

da sie den Lebenszyklusansatz ignoriert. Zwar erfordert die Herstellung moderner 

Windenergieanlagen aufgrund größerer Dimensionen mehr Material pro Anlage, 

insbesondere Beton und Metalle. Dieser Mehraufwand wird durch die deutlich höheren 

Energieerträge aber mehr als ausgeglichen. Dadurch reduzieren sich die 

Umweltwirkungen pro erzeugter Kilowattstunde erheblich. 

 

Die Ökobilanz zeigt: Der größte Anteil an Umweltwirkungen entfällt auf die Herstellung, 

während Nutzung und Wartung nur einen geringen Beitrag leisten. Am Ende des 

Lebenszyklus können rund 90 % der eingesetzten Materialien recycelt werden. Beim 

Recycling von Verbundwerkstoffen wie Rotorblättern gibt es Fortschritte. Hersteller wie 

Nordex und Vestas streben vollständig recyclebare Komponenten bis 2032 bzw. 2040 an. 

 

7. Energiebilanz 

 

Windenergieanlagen amortisieren die für Herstellung benötigte Energie („graue Energie“) 

in sehr kurzer Zeit. Je nach Standort und Windverhältnissen ist die eingesetzte Energie 

bereits nach 3 bis 11 Monaten durch die erzeugte Strommenge vollständig 

zurückgewonnen. Damit beginnt die Netto-Stromproduktion in der Regel im ersten 

Betriebsjahr. 

 

Bei einer durchschnittlichen Lebensdauer von etwa 25 Jahren erzeugt eine moderne 

Windenergieanlage rund das 40-Fache der Energie, die über ihren gesamten Lebenszyklus 

investiert wurde. Diese Kennzahl unterstreicht die hohe energetische Effizienz und 

Nachhaltigkeit der Windkraft. 
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Windenergie zählt damit zu den energieeffizientesten Formen der Stromerzeugung und 

leistet einen zentralen Beitrag zur klimafreundlichen und ressourcenschonenden 

Energieversorgung. 

 

8. Insektenverluste 

 

Die durch Windenergieanlagen verursachten Insektenverluste werden auf etwa 1.200 

Tonnen jährlich geschätzt und sind im Vergleich zu natürlichen Verlusten – etwa durch 

Vögel (ca. 450.000 Tonnen) – als gering einzustufen. Studien zeigen, dass 

Windenergieanlagen keinen relevanten Einfluss auf den Insektenschwund haben. 

 

Die Hauptursachen liegen vielmehr im Verlust strukturreicher Lebensräume und in der 

intensiven Landwirtschaft. Windenergieprojekte können durch hochwertige 

Kompensationsmaßnahmen sogar zur Schaffung neuer Lebensräume beitragen. 

Pauschale Aussagen, Windenergie trage wesentlich zum Insektensterben bei, sind 

wissenschaftlich nicht haltbar. 

 

9. Klima- und Naturschutz im Zusammenhang 

 

Die Gegenüberstellung von Naturschutz (lokal) und Klimaschutz (global) greift zu kurz. 

Beide Ansätze sind komplementär: Naturschutz bewahrt lokale Ökosysteme und 

Biodiversität, während Klimaschutz globale Risiken mindert, die langfristig auch regionale 

Lebensräume bedrohen. Eine isolierte Betrachtung verkennt die gegenseitige 

Abhängigkeit von Klima- und Naturschutz. 

 

Nach dem Sechsten Sachstandsbericht des Weltklimarats (IPCC) zählen Klimawandel, 

Verlust von Lebensräumen und Übernutzung natürlicher Ressourcen zu den zentralen 

Ursachen des Biodiversitätsrückgangs. Mit fortschreitender Erwärmung nehmen die 

Risiken für Arten und Ökosysteme deutlich zu – bis hin zu massivem Baumsterben und der 

Destabilisierung ganzer Ökosysteme. Dies unterstreicht die Notwendigkeit, Klima- und 

Naturschutz gemeinsam voranzutreiben. 

 

III. Ressourcenschutz: Wasser als besonders sensibles Gut 

 

Die kommunalen Unternehmen in Nordrhein-Westfalen sehen den Schutz der Ressource 

Wasser als zentrale Aufgabe – nicht zuletzt, weil sie selbst für Trinkwasserversorgung und 

Abwasserentsorgung verantwortlich sind. 

 

Der AfD-Antrag stellt eine Gefährdung des Grundwassers durch Windenergieanlagen in 

den Raum, ohne hierfür belastbare Belege zu liefern. Solche Behauptungen stehen im 

Widerspruch zu den Erfahrungen aus der kommunalen und unternehmerischen Praxis. 

 

Durch sorgfältige Standortwahl, strenge Genehmigungsverfahren und hohe technische 

Standards stellen die kommunalen Unternehmen sicher, dass Wasserschutz und 
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Energiewende miteinander vereinbar sind. In Wasserschutzgebieten gelten zudem 

besonders strenge Auflagen, die konsequent umgesetzt werden. 

 

Der Ausbau erneuerbarer Energien erfolgt verantwortungsvoll – ohne Gefährdung der 

Trinkwasserversorgung. 

 

IV. Fazit 

 

Die Landesgruppe NRW des VKU lehnt den Antrag der AfD-Fraktion in seiner Pauschalität 

ab. Die Argumentation ist in weiten Teilen wissenschaftlich nicht haltbar und verkennt die 

zentrale Rolle der Windenergie für die kommunale Energiewende, den Klimaschutz und 

die wirtschaftliche Entwicklung in Nordrhein-Westfalen. 

 

Gleichzeitig bekräftigen wir die Notwendigkeit, Umwelt- und Artenschutz bei der Planung 

und Genehmigung von Windenergieanlagen sorgfältig zu berücksichtigen. Die 

bestehenden Verfahren und Instrumente in Nordrhein-Westfalen bieten hierfür eine 

solide Grundlage. 

 

Die kommunalen Energieversorgungsunternehmen stehen bereit, den Ausbau der 

Windenergie verantwortungsvoll, naturverträglich und im Einklang mit den Interessen der 

Bevölkerung voranzutreiben. 
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